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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

08.09.2009 

Geschäftszahl 

2006/17/0357 

Rechtssatz 

Wenn die Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht weder als unzulässig zurückzuweisen noch 
abzuweisen ist, hat die Oberbehörde in der Sache selbst anstelle der säumig gewordenen Unterbehörde (also 
erstinstanzlich) zu entscheiden (vgl. § 85c Abs. 6 ZollR-DG). Eine gesonderte bescheidmäßige Feststellung der 
auf die Oberbehörde übergegangenen Zuständigkeit und damit eine formelle Stattgabe des Devolutionsantrages 
ist nicht vorgesehen (vgl. § 85b Abs. 3 und § 85c Abs. 6 ZollR-DG, sowie den hg. Beschluss vom 29. November 
2001, Zl. 2001/16/0532). 


